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Stadt Schortens 

18. Änderung des Flächennutzungsplanes / Bebauungsplan Nr. 154 „Am Umweltzentrum“ 

Abwägung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 (2) BauGB und zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 

Anmerkung: Die Beschlussfassung über die in der nachstehenden Abwägungstabelle enthaltenen Stellungnahmen ist vorläufig. Die Stellungnahmen sind in den Entwurf 

des Planwerks eingeflossen. Der Entwurf des Planwerks wurde öffentlich ausgelegt und den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zur Stellungnahme 

zugestellt. Für die Abwägung vor dem Satzungsbeschluss sind grundsätzlich nur die Stellungnahmen maßgeblich, die im Rahmen der förmlichen Beteiligung nach § 3 

Abs. 2, § 4 Abs. 2 und ggf. erneuten Beteiligung nach § 4a Abs. 3 eingehen. Änderungen der vorläufigen Abwägungsergebnisse sind möglich. 

 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 

1 Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 

07.03.2024 

Zu der o. g. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie 
folgt Stellung: 

 

Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanage-
ment - Klimaschutz und -anpassung: 

Gegen den Bebauungsplan bestehen grundsätzlich keine Be-
denken. 

 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Es wird angeregt das Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG), 
Niedersächsisches Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes 
und zur Minderung der Folgen des Klimawandels (NKlimaG) so-
wie die Niedersächsische Strategie zur Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels in die Begründung zur 18. Flächennutzungs-
planänderung unter 4.2 Belange des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung aufzunehmen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt, da alle für die Bauleitplanung relevanten Gesetzge-
bungen Grundlage der Planerstellung gewesen sind. 

  Festsetzungen bzgl. Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur 
und Landschaft 

Es wird angeregt, eine textliche Festsetzung in Bezug auf fol-
gende Formulierungsvorschläge zur insektenfreundlichen Au-
ßenbeleuchtung in den Bebauungsplan einzubinden. 

 

 

Der Anregung wird gefolgt. 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

Begründung zum BPlan: 

Insbesondere zugunsten solcher Insektenarten, die in der Däm-
merung bzw. Dunkelheit von Licht angezogen werden, erfolgen 
Vorgaben zur Außenbeleuchtung. Um diese so weit wie möglich 
zu schützen, dürfen daher nur insektenfreundliche und insekten-
dichte, nach unten gerichtete Lampengehäuse und Leuchtmittel 
ohne UV-Anteil mit einer Farbtemperatur bis max. 2.700 Kelvin 
verwendet werden. 

 

Ein Hinweis zu einer insektenfreundlichen Beleuchtung wird in die Planunterlagen 
aufgenommen. Für das Vorhaben wird ein städtebaulicher Vertrag aufgesetzt, der 
genannte Maßnahmen beschreibt und absichert. 

  

 

 

  Fachbereich Umwelt - Naturschutz- und Waldbehörde: 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes 
"Klosterpark Oestringfelde" (LSG FRI 112). Es umfasst insge-
samt eine Fläche von 4.170 m2, welches weitgehend bereits als 
regionales Umweltzentrum genutzt wird, einschließlich Zufahrt. 

 

Die Hinweise zum Landschaftsschutzgebiet werden zur Kenntnis genommen. Ein 
Antrag auf teilweise Herausnahme der Fläche aus dem Landschaftsschutzgebiet 
wurde parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes von der Gemeinde Schortens 
gestellt. Zum dauerhaften Schutz der ortsbildprägenden Gehölze (Eibe und Linden) 
werden diese Bereiche in der LSG-Verordnung belassen. 

  Die Landschaftsschutzgebietsverordnung und insbesondere das 
Verbot der Errichtung baulicher Anlagen aller Art schließt eine 
Umsetzung der Planung innerhalb des bestehenden Land-
schaftsschutzgebietes aus. Daher wird parallel zum Bauleitplan-
verfahrens für das Plangebiet ein Antrag auf Herausnahme der 
Fläche aus dem Landschaftsschutzgebiet erforderlich. 

 

  Das Verfahren zur Teillöschung des Landschaftsschutzgebietes 
läuft z. Zt. Vor Beendigung des Verfahrens, kann von Seiten der 
unteren Naturschutzbehörde keine abschließende Stellung-
nahme erfolgen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

In einer vorbereitenden Abstimmung zwischen der Stadt und dem Landkreis, UNB 
wurden die für die Teillöschung erforderlichen Randbedingungen besprochen und 
diese bereits im vorliegenden B-Planentwurf berücksichtigt. 

Das sind der Erhalt der Linden sowie der Eibe und die Lenkung der Stellplatzberei-
che und Zufahrt. 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

Grundsätzlich lässt sich aber folgendes sagen: 

Betroffen sind zum einen verdichtete, nahezu vegetationsfreie 
Flächen, aber es gehen auch Jungwaldbestände und ein Stra-
ßenbaum am derzeitigen Parkplatz verloren. Hiermit ist ein Bio-
top- und Lebensraumverlust von Pflanzen und Tieren sowie eine 
Bodenbeeinträchtigung anzusetzen, die als Eingriffe der Schutz-
güter Pflanzen und Tiere sowie Fläche und Boden eingestuft 
werden. 

Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind bereits we-
sentliche Bestandteile der Begründung und des Umweltberichtes. 

  Es kommt zu einer Beeinträchtigung des Biotoptyp Laubmisch-
wald. Der betroffene Abschnitt wird insgesamt als alter Land-
schaftspark genutzt, eine forstwirtschaftliche Nutzung gemäß der 
Waldfunktionen besteht nicht. Demgegenüber sind die gemäß 
dem Bewertungsschema der Ausführungsbestimmungen zum 
NWaldLG zugrundeliegende Schutzfunktion und Erholungsfunk-
tion stärker ausgeprägt und erreicht aufgrund der Ausprägung 
als Landschaftspark eine überdurchschnittliche Bedeutung. 

 

  Im Bereich der Neuanlage des Parkplatzes kommt es zu einer 
zusätzlichen Flächeninanspruchnahme und zu einem Verlust 
von einem Junggehölzbestand auf einer Fläche von rd. 500 m². 
Betroffen ist überwiegend Bergahornaufwuchs mit Stammdurch-
messern von 0,1 bis 0,2 m, einzelne auch mit einem Stamm-
durchmesser von 0,5 m. Mit einer Linde am Parkplatzrand (StD 
0,25 m) gehen insgesamt 25 Bergahornbäume (z.T. zwei- und 
mehrstämmig StD 0,1 - 0,5 m) im östlich angrenzenden Gehölz-
bestand verloren. 

Der Verlust der Gehölze wurde im Rahmen der Eingriffsregelung berücksichtigt und 
bewertet. Aufgrund der umfangreich zu erhaltenden Bäume und der vorhabenbe-
dingten Inanspruchnahmen ist ein innergebietlicher Ausgleich nicht möglich. 

Daher werden externe Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Kompensationsflä-
chenpools der Gemeinde zur Neuanlage von Wald zugeordnet, um dem Ausgleich 
an Gehölzbeständen gerecht zu werden. 

  Es überwiegen freibrütende Gehölz- bzw. waldgebundene Brut-
vögel. Aber auch höhlenbrütende Vogelarten in Baumhöhlen und 
Astabbrüche und in den aufgehängten Nisthilfen sind vorhanden. 

Zudem sind Quartiere von Fledermäusen im Gebiet und der Um-
gebung anzunehmen. 

Die artenschutzrechtlichen Bedingungen sind bekannt und bereits im Umweltbericht 
fachlich berücksichtigt worden. 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

Zur Einhaltung der artenschutzrechtlichen Maßgaben sind auf 
Umsetzungsebene bei der Baufeldräumung nistende Vogelarten 
zu beachten. Gehölzfällungen und Erdbaumaßnahmen sind nur 
zulässig, wenn sichergestellt ist, dass keine in Nutzung befindli-
chen und/oder dauerhaft genutzte Vogelnester betroffen sind. 
Durch bauzeitliche Maßnahmen, z.B. Gehölzfällungen und Bau-
feldfreimachung außerhalb der Vogelbrutzeiten (z. B. in den Win-
termonaten von Oktober bis Ende Februar), kann die Tötung von 
Tieren generell vermieden werden. Eine Beeinträchtigung von 
mehrjährig genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Brut-
vögeln und Fledermäusen kann aufgrund des Erhalts von Alt-
baumbeständen mit Höhlen etc. und der Übernahme der Ge-
bäude ausgeschlossen werden. 

Die nebenstehenden Angaben sowie Maßnahmen sind Bereits Bestandteil der Plan-
unterlagen. 

  Durch folgende Maßnahmen ist im Rahmen der vorliegenden 
Planung eine Vermeidung, Verhinderung und Verringerung 
nachteiliger Umweltwirkungen durchzuführen: 

 

  • Erhalt der markanten Einzelbäume innerhalb des Sonsti-
gen Sondergebietes durch Einzelbaumfestsetzung. 

 

  • Erhalt des nördlichen Gehölzbestandes als Fläche mit Bin-
dung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von 
Gewässern. 

 

  • Ausweisung einer öffentlichen Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung Klosterpark und Baumerhalt. 

 

  • Erhalt der bestehenden Zufahrt vom Ginsterweg zum RUZ 
als wassergebundene Decke. Auch der neu anzulegende 
Parkplatz wird mit einer wassergebundenen Decke ange-
legt (Deckschicht ohne Bindemittel). Vorteile sind, dass 
Niederschlagswasser noch versickern kann und bei Ver-
wendung heller Materialien heizen sich solche Oberflächen 
auch deutlich weniger auf als dunkle Asphaltflächen. 

 

  Darüber hinaus sind weitere Maßnahmen zur Vermeidung, Ver-
hinderung und Verringerung nachteiliger Umweltwirkungen not-
wendig, die jedoch auf Ebene der vorliegenden Planung nicht 
geregelt werden. Hierzu zählen nach gegenwärtigem Stand ins-
besondere folgende Maßnahmen: 

Die nebenstehenden Hinweise sind bereits in der Begründung aufgelistet und wer-
den im Zuge der Ausführung des Vorhabens beachtet. 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

• Baufeldfreimachungen und insbesondere erforderliche 
und unvermeidbare Gehölzfällungen sind gemäß § 39 
BNatSchG nur in dem Zeitraum von 01.Oktober bis 28/29. 
Februar durchzuführen. 

Die nebenstehenden Hinweise sind bereits in der Begründung aufgelistet und wer-
den im Zuge der Ausführung des Vorhabens beachtet. 

  • Soweit die Baumaßnahmen und insbesondere die Baufeld-
freimachung und vergleichbare Eingriffe in Vegetation und 
Bodenoberfläche während der Vogelbrutzeit stattfinden, ist 
zeitnah vorher durch eine fachkundige Person zu überprü-
fen, ob aktuell genutzte Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
artenschutzrechtlich relevanter Tiere in den Baufeldern 
vorhanden sind. Sofern solche Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten festgestellt werden, sind die erforderlichen Schutz-
maßnahmen vor Aufnahme der Baumaßnahmen mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen und ent-
sprechend der Abstimmung umzusetzen. Analog ist auch 
bei Wiederaufnahme des Baubetriebes nach längerer Un-
terbrechung vorzugehen. 

 

  • Unabhängig von der jahreszeitlichen Terminierung ist zeit-
nah vor Gehölzfällungen durch eine fachkundige Person 
zu überprüfen, ob dauerhaft genutzte Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten (z.B. Fledermaus-Quartiere, Greifvogel-
horste, Schwalbennester, Spechthöhlen) artenschutz-
rechtlich relevanter Tiere an/ in den Gehölzen oder bauli-
chen Anlagen vorhanden sind. Sofern solche Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten festgestellt werden, sind die erfor-
derlichen Schutzmaßnahmen vor Durchführung der Ge-
hölzfällung bzw. des Gebäudeabrisses mit der zuständigen 
Naturschutzbehörde abzustimmen und entsprechend der 
Abstimmung umzusetzen. 

 

  • Erhaltenswerte Gehölzbestände, insbesondere die als zu 
erhalten festgesetzten Kastanien in der Allee sind während 
der Bauphase vor Schädigungen der oberirdischen Teile 
sowie des Wurzelraumes zu schützen. Geeignete Maß-
nahmen sind der DIN 18920 und der RAS-LP 4 zu entneh-
men. 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

• Die einrahmenden Gehölzbestände des umgebenden 
Landschaftsschutzgebietes, die unmittelbar an das Bau-
feld angrenzen, sind während der Bauphase durch Aus-
zäunung vor Beeinträchtigungen zu schützen. 

Die nebenstehenden Hinweise sind bereits in der Begründung aufgelistet und wer-
den im Zuge der Ausführung des Vorhabens beachtet. 

  • Der bei Durchführung der Planung anfallende Mutterbo-
den-Aushub ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

 

  • Die im Gebiet unversiegelt verbleibenden Grundflächen 
sind während der Bauphase vor Bodenverdichtungen in-
folge von Befahren, Materialablagerung u. ä. zu schützen. 

 

  • Durch ordnungsgemäßen und sorgsamen Umgang mit 
Maschinen, Baustoffen etc. sind Verunreinigungen von Bo-
den und Wasser zu vermeiden. 

 

  • Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder 
frühgeschichtliche Bodenfunde auftreten, sind diese ent-
sprechend den gesetzlichen Vorgaben unverzüglich der 
zuständigen Behörde zu melden. 

 

  • Sollten sich bei den erforderlichen Bau- und Erdarbeiten 
Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Altlas-
ten ergeben, ist unverzüglich die zuständige Untere Bo-
denschutzbehörde zu benachrichtigen. 

 

  Dazu kommen plangebietsinterne Ausgleichsmaßnahmen:  

  • Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen mit der Zweck-
bestimmung „Klosterpark/Baumerhalt" sind dauerhaft in ih-
rer Funktion zu erhalten. 

Die Aussage ist bereits in der TF 5 a) enthalten. 

  • Die innerhalb des Bebauungsplans festgesetzten Einzel-
bäume sowie die innerhalb der Fläche zum Erhalt von Bäu-
men und Sträuchern sind auf Dauer zu erhalten und zu 
pflegen. Bei Abgängen oder bei Beseitigung sind artglei-
che Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

Die Aussage ist bereits in der TF 5 b) enthalten. Der Absatz zum Nachpflanzgebot 
umfasst heimische, klimaangepasste Ersatzpflanzungen. 

  Die Umsetzung der Planung im Geltungsbereich des B-Plans 
ergibt gemäß Eingriffsregelung ein Defizit von 2.246 Werteinhei-
ten. 

 

  Die plangebietsexternen Ausgleichsmaßnahmen sind in der 
Poolfläche Wiedel-Bösselhausen der Stadt umzusetzen. 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

Der unteren Naturschutzbehörde ist der aktuelle Stand der noch 
zur Verfügung stehenden Kompensationspunkte aus dem Flä-
chenpool mitzuteilen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und dem Landkreis Friesland wird der 
aktuelle Stand der Kompensationspunkte benannt.  

  Da die Baumaßnahme innerhalb des Landschaftsschutzgebietes 
stattfindet, ist eine ökologische Baubegleitung für die gesamte 
Baumaßnahme durchzuführen. 

Die Hinweise zur Ökologischen Baubegleitung (ÖBB) werden zur Kenntnis genom-
men und im Zuge der Realisierung umgesetzt. 

Ein entsprechender Hinweis zur Durchführung der ökologischen Baubegleitung wird 
in die Begründung und auf die Planzeichnung aufgenommen. 

  Die Bestellung der dafür notwendigen Gutachterfirma hat in Ab-
stimmung mit der unteren Naturschutzbehörde stattzufinden. 

 

  Die ökologische Baubegleitung (ÖBB) hat die Vermeidungs-, 
Verminderungs- und Schutzmaßnahmen zu dokumentieren und 
auf naturschutzfachliche Belange hinzuweisen sowie vor als 
auch bei der Bauausführung dem Auftraggeber, dem Fachplaner 
und der bauausführenden Firma beratend zur Seite zu stehen. 

 

  Vor und während der Bauphase ist regelmäßig über den aktuel-
len Umsetzungsstand der Maßnahmen gegenüber der Unteren 
Naturschutzbehörde zu berichten (monatliche Protokolle mit Fo-
todokumentation). 

 

  Im Rahmen der ÖBB sind mindestens die folgenden Arbeiten 
wahrzunehmen: 

Die nebenstehenden Angaben zur ökologischen Baubegleitung werden in die Be-
gründung aufgenommen. 

  • Kontrolle zu fällende Bäume einschließlich der Aufnahme 
von Art, Brusthöhendurchmesser (BHD) und Kronendurch-
messer der zu fällende Bäume, 

 

  • Kontrolle auf aktuelle Vogelbruten,  

  • Kontrolle der Schutzzäune,  

  • Regelmäßige Inspektionen während der Bauphase,  

  • Entwicklung von kurzfristigen Lösungen bei Problemen 
durch die durchgängige Präsenz der ÖBB auf der Bau-
stelle, 

 

  • Vermeidung nicht erforderlicher Eingriffe,  

  • Vorschlagen geeigneter Schadensbegrenzungs- und/oder 
Kompensationsmaßnahmen bei notwendigen bzw. bereits 
erfolgten, nicht vorhersehbaren Eingriffen, 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

• Bekanntmachen von Defiziten und Schäden gegenüber 
Baubevollmächtigtem des Auftraggebers, 

 

  • Zur Vermeidung von Schäden und Defiziten am Natur-
haushalt die plötzlich auftreten und nur durch spontanes 
Handeln verhindert werden können, muss eine Weisungs-
befugnis gegenüber den bauausführenden Firmen beste-
hen. 

 

  Gemäß § 4c BauGB müssen die Kommunen die erheblichen 
Umweltauswirkungen überwachen (Monitoring), die auf Grund 
der Durchführung der Bauleitpläne eintreten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 

Die Begründung weist in Punkt 3.2 bereits auf das erforderliche Monitoring hin. 

  Hierdurch sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen frühzeitig erkannt werden, um geeignete Maßnah-
men zur Abhilfe zu ermöglichen. Im Rahmen der vorliegenden 
Planung wurden zum Teil erhebliche bzw. weniger erhebliche 
Umweltauswirkungen festgestellt. 

 

  Zur Überwachung der prognostizierten Umweltauswirkungen der 
Planung ist innerhalb von zwei Jahren nach Satzungsbeschluss 
eine Überprüfung durch die Stadt Schortens durchzuführen, die 
feststellt, ob sich unvorhergesehene erhebliche Auswirkungen 
abzeichnen. Gleichzeitig ist die Durchführung der festgesetzten 
Kompensationsmaßnahmen ein Jahr nach Umsetzung der Bau-
maßnahme erstmalig zu kontrollieren. 

 

  Nach weiteren drei Jahren hat eine erneute Überprüfung stattzu-
finden. Sollte diese nicht durchgeführt worden sein, hat die Stadt 
deren Realisierung über geeignete Maßnahmen sicherzustellen. 

 

  Die Stadt Schortens hat Hinweisen von den Fachbehörden und 
aus der Bevölkerung über unvorhergesehene nachteilige Um-
weltauswirkungen der Planung nachzugehen und dies zu doku-
mentieren. 
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 Fortsetzung 

Landkreis Friesland 

Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft. Finanzen, Per-
sonal: 

Fachbereich Straßenverkehr: 

Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudema-
nagement -Regionalplanung: 

Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanage-
ment - Städtebaurecht: 

Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanage-
ment - Bauaufsicht: 

Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanage-
ment - Brand- u. Denkmalschutz: 

Fachbereich Umwelt - Wasser- und Deichbehörde: 

Fachbereich Umwelt - Abfallbehörde: 

Es bestehen keine Bedenken. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Wir bitten aufgrund der gesetzlichen Verpflichtung um künftige 
Übersendung des Planungsbereichs und der anschließenden 
Beschlussfassung als XPlanGML (XPlanung-Austauschformat). 
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2a Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 

08.02.2024 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir 
zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

 

Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, 
verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrund-
verhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die 
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen erset-
zen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des 
Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung 
des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind bereits in der Begründung 
enthalten.  

  In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte 
gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vo-
rausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme 
wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die ver-
fügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu inter-
pretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschrif-
ten und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-
willigungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

 

 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=ZwlcGRh
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2b Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 

06.03.2024 

 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir 
zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

 

Rohstoffe 

Im Planungsgebiet (hier: Flächenpool Wiedel-Bösselhausen) 
liegt ein Rohstoffsicherungsgebiet, das der langfristigen Roh-
stoffversorgung dient und deshalb bei öffentlichen Planungen 
berücksichtigt werden sollte. Die Lage der Rohstoffsicherungs-
gebiete können Sie im NIBIS® Kartenserver abrufen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung ergänzt. 

Es handelt sich bei dem Plangebiet um einen bereits bebauten und als Infozentrum 
genutzten Bereich, der innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes sowie bewalde-
ten Bereiches liegt und der kleinräumig erweitert werden soll. Dabei werden insbe-
sondere die bodenrechtlichen Belange sowie die Bodendenkmalrechtlichen Belange 
berücksichtigt. 

Die Kompensationsmaßnahmen werden über einen Flächenwert dem Flächenpool 
Wiedel-Bösselhausen zugeordnet. Die Umsetzung der Anpflanzmaßmnahmen ist 
bereits erfolgt und steht nicht im Widerspruch zum genannten großräumigen Roh-
stoffsicherungsgebiet. 

  Die Rohstoffsicherungskarte steht zusätzlich als frei verfügbarer 
WMS Dienst zur Verfügung. 

 

  Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, 
verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrund-
verhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die 
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen erset-
zen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des 
Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung 
des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind bereits in der Begründung 
enthalten. 

  In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 

 

https://www.lbeg.niedersachsen.de/kartenserver/web_map_services_wms/kartendienste-web-map-services-des-lbeg-91769.html
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=ZwlcGRh
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 Fortsetzung 

LBEG 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte 
gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vo-
rausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme 
wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die ver-
fügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu inter-
pretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschrif-
ten und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-
willigungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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3 Nds. Landesamt für 
Denkmalpflege 
Abt. Archäologie 
Ofener Straße 15 
26121 Oldenburg 

14.02.2024 

Danke für die erneute Beteiligung in o.g. Verfahren! Wir halten 
an den in unserer ersten Stellungnahme (A5-57731-23/294) ge-
äußerten gravierenden Bedenken fest und bewerten die Planung 
weiterhin als aus archäologischer Sicht absolut nicht wünschens-
wert. In den vorgenommenen Änderungen an der Planung sehen 
wir eher noch eine Verschärfung der denkmalpflegerischen 
Problemlage als eine Verbesserung. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Unserer Hinweise auf den Denkmalcharakter des Plangebietes 
sind zwar in die überarbeitete Begründung eingegangen. Zu-
gleich wird dort nun aber unter Punkt 4.7 angeführt, „Im Vorfeld 
der Planung wurden die bereits durchgeführten Bodenuntersu-
chungen berücksichtigt. Das Plangebiet wurde bereits denkmal-
rechtlich untersucht und die möglichen Funde dokumentiert." 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und die Aussage in der Begrün-
dung ergänzt. 

Im Zuge der anstehenden Bodenarbeiten werden die Belange des Bodendenkmal-
schutzes berücksichtigt. Eine bodenkundliche Untersuchung und die Abstimmung 
mit der Denkmalschutzbehörde erfolgt auf der Umsetzungsebene 

Dies erweckt den Eindruck als wäre das Bodendenkmal bereits 
vollständig archäologisch untersucht worden, sämtliche Befunde 
bereits zerstört und alle Funde geborgen. Dies ist eindeutig nicht 
der Fall. Zwar gab es kleinräumige Untersuchungen in der An-
lage; diese stellen aber bei Weitem keine vollständige Dokumen-
tation dar. Es ist weiterhin in erheblichem Umfang mit Denk-
malsubstanz im Boden zu rechnen, die bei den geplanten Bau-
arbeiten gefährdet ist. 

 

  Die Begründung enthält zwar nun einen Hinweis auf die Geneh-
migungspflicht von Erdarbeiten, spezifiziert die darin nötigen Auf-
lagen aber nicht. Stattdessen wird wiederum nur auf die gesetz-
liche Meldepflicht von Bodenfunden verwiesen. Sollte an der Pla-
nung festgehalten werden, sind stattdessen sowohl im Vorfeld 
der Baumaßnahme wie auch baubegleitend wahrscheinlich zeit- 
und kostenintensive archäologische Untersuchungen erforder-
lich. Die Planunterlagen sind entsprechend zu überarbeiten. 

Die Anregungen werden in der Begründung ergänzt. Eine Abstimmung erfolgt auf 
Umsetzungsebene. 

  Im Umweltbericht wird unter Punkt 2.1.7 festgehalten, dass ar-
chäologische Funde „nicht auszuschließen sind". Dies ist eine 
erhebliche Untertreibung. Richtig müsste es heißen „ausgespro-
chen wahrscheinlich sind" o. ä. Und schließlich werden die Aus-
wirkungen der Planung auf das Schutzgut archäologische Kul-
turgüter (Punkt 2.2.7 des Umweltberichtes) nicht korrekt be-
nannt. Die von der Planung betroffenen Befunde werden bei den 
Bodeneingriffen zwangsläufig zerstört, die Funde aus dem Kon-
text entfernt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Die Begründung wird 
diesbezüglich redaktionell ergänzt. 
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 Fortsetzung 

Nds. Landesamt für 
Denkmalpflege, 
Abt. Archäologie 

Unter den Maßnahmen zur Vermeidung nachteiliger Umweltwir-
kungen (Punkt 2.3.1 des Umweltberichtes) wird wiederum nur die 
Meldepflicht bei Bodenfunden aufgeführt. Dabei handelt es sich 
nicht um eine entsprechende Maßnahme; es ist lediglich ein Hin-
weis auf eine ohnehin bestehende gesetzliche Verpflichtung. 

 

  Als einzige denkmalschonende Maßnahme werden in der Be-
gründung Punktfundamente als Gründung vorgesehen. Dies ist 
ein Schritt in die richtige Richtung, bei Weitem aber nicht ausrei-
chende. Sollte an der Planung festgehalten werden, regen wir 
nochmals die enge Abstimmung mit der archäologischen Denk-
malpflege im Vorfeld an. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung ergänzt. Eine Ab-
stimmung mit der Denkmalpflege erfolgt vor Beginn der Baumaßnahmen. 
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4 OOWV 
Georgstraße 4 
26919 Brake 

15.02.2024 

Wir bedanken uns für die Übersendung der Unterlagen zum oben 
genannten Vorhaben und für die Beteiligung als Träger öffentli-
cher Belange. 

Nach Prüfung der Unterlagen nehmen wir wie folgt Stellung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise aus der frühzeitigen Betei-
ligung sind bereits in der Begründung enthalten. Die Beachtung erfolgt auf Ebene 
der Umsetzungsplanung. 

  In unserer Stellungnahme vom 19. September 2023 - AP-LW-
AWN/R6/09/23/Kr - haben wir uns bereits im Zuge der öffentli-
chen Auslegung beteiligt. 

 

  Ergänzend dazu bitten wir um Beachtung folgender Hinweise: 

Soweit unsere damaligen Hinweise ebenfalls beachtet werden, 
haben wir keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzutra-
gen. 
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5 EWE Netz GmbH 
Cloppenburger Str. 302 
26133 Oldenburg 

02.02.2024 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öf-
fentlicher Belange. 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befin-
den sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE 
NETZ GmbH. 

 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ist bereits in der Begründung enthal-
ten. 
Die Leitungstrassen sowie die erforderliche Trafostation werden auf der Umset-
zungsebene berücksichtigt. 

  Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen we-
der beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet 
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anla-
gen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beein-
trächtigt werden. 

 

  Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpas-
sung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder 
anderer Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik. 
Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder 
Baugebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWE 
NETZ planen Sie bitte einen Versorgungsstreifen bzw. -korridore 
für z.B. Telekommunikationslinien und Elektrizitätsleitungen ge-
mäß DIN 1998 von mindestens 2,2 m mit ein. 

 

  Weiterhin kann für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. 
zusätzlich die Installation einer Trafostation erforderlich sein. Für 
die Auswahl eines geeigneten Stationsplatzes (ca. 6m x 5m) 
möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit 
einzubinden. Für einen eventuell später steigenden Leistungsbe-
darf könnte ein weiterer Stationsplatz und Leitungsverlegungen 
in den Versorgungsstreifen erforderlich werden. Wir bitten Sie, 
dass bei Ihren Planungen ebenfalls zu berücksichtigen. 

 

  Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches 
Versorgungskonzept umgesetzt werden soll. 
Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die 
EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf Umsetzungsebene beachtet. 

Sofern ein Wärmekonzept erstellt wird, wird dieses mit der EWE Netz abgestimmt. 
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 Fortsetzung 

EWE Netz GmbH 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anre-
gungen vorzubringen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall 
der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 
durch EWE NETZ GmbH, denn hierfür sind beispielsweise Lage 
und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ablei-
tenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei Bedarf beachtet. 

  Damit die Planung Ihres Baugebietes durch uns erfolgen kann, 
teilen Sie uns bitte die dafür notwendigen Informationen über den 
folgenden Link mit: 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietser-
schliessung 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und 
Anlagenbestand ändern. 

Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralte-
ten Planwerkes kommt, nutzen Sie dafür bitte unsere aktuelle 
Leitungs- und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite der 
EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit nach einer erfolg-
reichen Registrierung auf unserem modernen Planauskunftspor-
tal über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden 
Anlagen informieren: 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungspla-
ene-abrufen 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner 
Claudia Vahl unter der folgenden Rufnummer: 0151-74493158. 

 

 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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6 Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen 
der Bundeswehr 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

09.02.2024 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage wer-
den Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen da-
her zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als 
Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Das Plangebiet befindet sich im Interessengebiet des Standor-
tübungsplatzes/Truppenübungsplatzes DstLg Schortens sowie 
Fliegerhorst Upjever. Durch die militärische Nutzung des ist mit 
Lärm - und Abgasimmissionen zu rechnen, die zu einer Beein-
trächtigung der Wohnnutzung führen können. Diese Immissio-
nen sind jjedoch nicht vermeidbar. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und redaktionell in der Begründung er-
gänzt. 

  Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzan-
sprüche, die sich auf die vom militärischen Übungsbetrieb aus-
gehenden Emissionen beziehen, nicht anerkannt werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  

 

Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Sielacht Rüstringen mit Schreiben vom 01.02.2024 
2. Amprion GmbH Dortmund mit Schreiben vom 01.02.2024 
3. Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 04.03.2024 
4. TenneT TSO GmbH Lehrte mit Schreiben vom 06.02.2024 
5. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH mit Schreiben vom 07.03.2024 
6. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg mit Schreiben vom 14.03.2024 
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1  Es sind keine privaten Stellungnahmen eingegangen.  

 
 


